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88 Edict uͤber die Rechtsverhältniſſe.

Ediet uͤber die Reehtsverhaͤltniſſe der
Staatsdiener .

y

ludwig von Gottes Gnaden, Großherzog zu Baden ,

Herzog zu Zaͤhringen , Landgraf zu Nellenburg ,

Graf zu Salem , Petershauſen und Hanau ꝛc.

Zum Vollzug der , in dem Artikel 24 der Verfaſſungs⸗
Urkunde enthaltenen Zuſicherung , beſtimmen Wir die

Rechtsverhaͤltniſſe der weltlichen Civil -Staatsdiener , und
verordnen wie folgt :

e :
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:

8

Alle Civil⸗Staatsdienſte bis zu den Kanzliſtendienſten
bey Mittelſtellen abwaͤrts und mit Einſchluß derſelben ,
ſind in der Regel nach fuͤnfjaͤhrigen Dienſtleiſtungen des

Dieners unwiederruflich eS '

Die Zuruheſetzung kann nur unter Bewilligung des

— in dieſem Geſetz beſtimmten Ruhegehalts ; eine Entlaſ⸗
ſung im adminiſtrativen Wege nur wegen eigener Schuld

des Dieners , und unter den in dieſer Verordnung feſtge⸗
ſetzten Bedingungen und Formen; eine Dienſtentſetzung
nur durch richterlichen Spruch fatt finden .

Eine Verſetzung von einer Stelle auf eine andere

3 verfůgt werden, jedoch ohne Serang
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der Staatsdiener . S

des Gehalte. und ohne Zuruͤckſetzung im Nange, auch ge⸗

gen Verguͤtung der Zugskoſten .

§. 2.

Der Staatsdiener kann den Dienſt auftünden, jedoch
ohne Anſpruͤche auf einen Ruhegehalt , und unter folgen⸗
den Bedingungen ; daß

1) er wenigſtens ein Vierteljahr vor ſeinem Austritt
den Dienſt aufſage ;

2) daf er feine Ruͤckſtaͤnde in ſeinen Dienſtgeſchaͤftenhinterlaſſe;
3 ) daß derjenige Diener , welcher Unterſtuͤtzungen zu

ſeiner Ausbildung fuͤr den Staatsdienſt , aus

Staatsmitteln erhalten hat , wozu jedoch akade⸗

miſche Stipendien nicht zu rechnen ſind ,

ruͤckerſtatte .

§ . 3.

Wiederruflich iſt unbedingt der Dienſt ia saihi
weltlichen Civil - Staatsdienern , deren Dienſtszeit unter

5 Jahre betraͤgt . E

Dieſe haben keinen rechtlichen Anſpruch auf einen Ru⸗

hegehalt , und koͤnnen daher ohne Angabe eines: os
und ohne Penſion entlaſſen werden .

§. 4,

Die Dienſtjahre werden nach dem A h der
in dem Anſtellungspatent oder in dem , ſtatt des Patents
dienenden Protokoll - Auszug ausgedruͤckt iſt , oder wenn

kein Anfangstermin ausdruͤcklich beſtimmt iſt , nach dem

Datum des Patents oder des ProtokollAuszugs gereimt
S 5.

Die Entfernung deg Staatsdienersvom Staatsdienſt
kann eintreten :
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j 1 ) Wegen Altersſchwaͤche und koͤrperlichen Gebrechen ,
wodurch der Diener gaͤnzlich dienſtuntauglich wird ;
oder wegen anderer nicht unter die zwey folgenden

Faͤllen gehoͤrenden Urſachen .

2) Wegen Dienſtvergehen und Handlungen des Dieners ,
die ſeiner als Diener unwuͤrdig ſind , ſich jedoch

nicht gerade zu einer richterlichen Unterſuchung und

Beſtrafung nach dem Strafedikt eignen , ſondern von

den adminiſtrativen Staatsbehoͤrden unterſucht und

erledigt werden ſollen , und welche in dem §. 10 ein⸗

zeln benannt ſind . S

` ©) Begen Verbrechen und Vergehen , a nadh dem
;

Strafedikt , oder nach dem Dienſtreglement von den

Juſtizbehoͤrden unterſucht und beſtraft werden .
~

§. 6.

Wer wegen Altersſchwaͤche oder koͤrperlichen Gebre⸗
chen auf ſein Anſuchen , oder ohne ſolches , oder wer we⸗

gen organiſchen Einrichtungen oder aus ſonſt irgend einer

Urſache in Ruheſtand verſetzt wird , leidet , wann er in

einer Dienſtperiode vom 5 5980 fuͤnften , bis zum
vollendeten zehnten Dienſtjahr ſteht , einen Abzug von

30 Procent an dem Gehalte , den er zur Zeit der Zuru⸗

heſetzung bezog .

Dieſer Abzug vermindert ſich mit jedem weitern Dienſt⸗
jahr um 1 Procent , und zwar ſo , daß mit zuruͤckgelegtem
loſten Dienſtjahre jede Schmaͤlerung des Gehalts aufhoͤrt,

wenn dieſer nicht die Summe von 4000 fl . uͤberſteigt , wel⸗

che als Maximum beſtimmt wird , über das ſich eine

rechtliche Anſprache auf Ruhegehalt nicht erſtreckt .

Diener , welche durch Anſtrengungen im Dienſte , oder

durch einen Ungluͤcksfall , der ſie in Ausuͤbung ihrer Dienſt⸗
pflicht getroffen hat , dienſtuntauglich geworden ſind , und

welche nach ihrem Dienſtalter noch nicht ihren vollen Ge⸗
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halt anſprechen koͤnnen, ſollen eine angemeſſene Erhoͤhung
ihrer opamni pn Penfion erhalten .

; S

Nuf diejenigen Staatsdiener , welche noch nicht fuͤnf
volle Dienſtjahre zuruͤckgelegt haben , und wegen unver⸗

ſchüldeter koͤrperlicher Gebrechen dienſtuntauglich werden ,

ſoll nach billigem Ermeſſen ihrer Verhaͤltniſſe , und Erwäͤ⸗

gung der Urſachen der koͤrperlichen Gebrechen , welche die

Dienſtuntauglichkeit zur Folge hatten , Ruͤckſicht genommen
werden ,

8

Sotte der phyſiſche Grund der Untauglichkeit des Die⸗

ners in der Folgezeit aufhoͤren , ſo tritt deſſen Verbindlich⸗
keit zum activen Staatsdienſt wieder ein .

Die wegen organiſcher Einrichtungen , oder aus an⸗

dern Urſachen in Ruheſtand verſetzten Diener , koͤnnen je⸗

derzeit wieder zum activen berufen werden ,

§. . §

DieRuhegehalte werden

1) bloß in Geld bezahlt .

Es wird daher

2 ) bey Berechnung derſelben fuͤr die Naturalien , nemlich

Fruͤchte und Wein , der Aufrechnungspreis , fuͤr an⸗

dere Genuͤſſe und Bezuͤge aber der Anſchlag angenom⸗
men , womit der Diener in dem weltlichen Diener⸗

Wittwenfiscus immatriculirt iſt . Dienſtlaſten , Pferd⸗

fourage , Seribenten⸗ Tractamente , Diaͤten und der⸗

gleichen werden dabey nicht angeſchlagen . Zufaͤlliges
Dienſteinkommen , welches, wiez . E . der Ertrag der
Praxis der Aerzte , nicht unmittelbar mit dem Staats⸗
dienſt verbunden ift , und nah der individuellen Con : ,
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venienz des Dieners hoͤher oder niedriger angeſchla⸗

gen , oder ganz außer Anſchlag gelaſſen werden kann ,
wird bey Beſtimmung des aona nicht beruͤck⸗

ſichtigt .

3) Der geſetzmaͤßige Ruhegehalt ſoll in KeinentFall 4000fl .
überſteigen.
Es verſteht ſich jedoch von ſelbſt , daß dieſer Rubege⸗
halt wegen langwieriger und ausgezeichneter Dienſte

eines hoͤhern Staatsbeamten , oder auch wegen an⸗

derer Ruͤckſichten im der Gnade erhoͤht werden

fann .

w% Bey Geſandten , die in Penſtonsſtandverſetzt werden,
wird die Beſoldung zum Grund gelegt , die ſie in

dem Dienſtpoſten genoſſen , den ſie unmittelbar vor

Antritt ihres Geſandtſchaftspoſtens bekleidet haben ;
mit Ruͤckſicht auf das gewoͤhnliche Vorruͤcken im Bers

waltungsdienſte , und bey denjenigen , die fruͤher noch
nicht in Beſoldung ſtanden , unter Ruͤckſichtsnahme
auf die Dauer der Dienſtlei⸗

z
R `

— §. 10 .

Zu den Dienſtvergehen und unwuͤrdigen Handlungen
eines Dieners , welche ſich zu ſtrengrechtlichen Unterſuchun⸗
gen nah dem Strafedict nicht eignen , die aber doch von

der Beſchaffenheit ſind , daß der Diener , welcher ſich der⸗

ſelben ſchuldig macht , das erforderliche Vertrauen verliert ,

und nicht im Dienſte bleiben kann , ohne deſſen Wuͤrde zu
verletzen , oder den oͤffentlichenDienſt zu geführden, wird

namentlichgerechnet::

1) Eine bis zur Unverbeſſerlichkeit ſteigende Dienſtnach⸗
läßigteit .

2) Unſittliches Betragen , wodurch ber Diener die fúr
ſeine Dienſtverrichtungen noͤthige oͤffentliche Achtung

È



—

—

J>
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und das erforderliche An ſehen und Verttauen ver⸗
liert .

3) Willkuͤhrlichkeiten gegen Unterthanen, die nicht von

der Natur und Bedeutung find , daf fie zur criminelz

len Behandlung ſich eignen ;

Moͤfters wiederkehrende Verletzung der — die SW
im Dienſte bezweckenden Dienſtinſtruktion;

5) leichtſinniges und muthwilliges Schuldenmachen, be⸗

ſonders wenn dem Diener keine andere Mittel , als

ſein Dienſteinkommen zu Bezahlung ſeiner Schulden
zu Gebot ſtehen ;

6) ein beharrlicher Ungehorſam gegen die

der vorgeſetzten Behoͤrden; ;

7 ) eine in den verſchiedenen Dienſtverhäͤltniſſen , in wel⸗

chen ein Diener geſtanden hat , erprobte Unvertraͤg⸗
lichkeit . Ha :

a
In vorſtehenden Faͤllen ſollen ſtufenweiſe Corrections⸗

mittel angewendet werden , um den Diener , welchem der⸗

gleichen Vergehen zur Laſt falten , wieder auf den Weg der
Ordnung und der Pflicht zuruͤckzufuͤhren. u a

Sene ftufenweife Beferungs s Berfuhe follen beftes

pen : ia i `

) In einer ſchriftlichen Erinnerung,
2) in einem ſchriftlichen Verweiſe ,

3 ) in einer Conſtituirung zum Protokoll mit posfönti
hem Verweiſe,

4) in Arreſtſtrafen bey Subalternen ,

6 ) in Androhung der Entlaſſung .

—
—
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š
'

Bey hoͤhern Staatsdienern faͤllt die 4te Gradation

hinweg , und findet im Aten Falle ſogleich die An⸗
|

drohung der Entlaſſung ſtatt . e

Keiner dieſer Beſſerungsverſuche kann ohne vorherge⸗

gangene Vernehmung des Betheiligten angewendet wwerden ,

In jedem Falle iſt ein collegialiſcher Beſchluß der vorgeſetz⸗

ten mittlern , oder wenn der Fall zur hoͤhern Kenntniß ge —

langt , oder der Diener unmittelbar einer hoͤhern Stelle

untergeben iſt , dieſer hoͤhern Behoͤrde erforderlich . Der

Beſchluß muß nothwendig auf dieſen §. des Geſetzes bns F

weifen , und jedesmal die namentlich aus⸗

druͤcken . aS :

Gewoͤhnliche Erinerungi oder Ordnungs⸗ und

Dienſtpolizeyſtrafen gelten zwar nicht als Beſſerungsver⸗
ſuch mit dem Praͤjudiz , das die Anwendung dieſer foͤrmli⸗

chen Correctionsmittel fuͤr kuͤnftige Faͤlle mit fich bringt ;

ſie ſollen aber , wenn ſie bey einem Diener oͤfters noͤthig
werden , die Anwendung der Correctionsmittel und reſp .

den Uebergang zu einem hoͤhern Grade begruͤnden.

In ſchweren Faͤllen kann bey Subalternen eine der 4

erſten Stufen , und bey hoͤhern eine der 3 erſten Stufen

uͤbergangen werden , jedoch nur durchBeſchluß der hoͤchſten

Behoͤrde.

Folgt auf die Entlaſſungs⸗ Androhung keine Beſſe⸗
rung , ſo iſt der Angeſchuldigte von der ihm unmittelbar

vorgeſetzten Behoͤrde úber alfe Thatumſtaͤnde , welche die

vorhergegangenen ſtufenweiſen Bedrohungen herbeygefuͤhrt
haben, und uͤber den neueſten Fall , zum Protokoll zu con⸗

ſtituiren ;und ihm beym Schluß des Protokolls noh ein -

Termin zur allenfallſigen ſchriftlichen Vertheidigung anzu⸗

betaumen , und ſobald dieſe eingekommen, oder von dem

Beſchuldigten darauf ausdruͤcklich oder ſtillſchweigend ver⸗e



der Staatsdiener . " gkgt.:

zichtet ſeyn wird , Vortrag nach den naͤhern Beſimmingendes 9. 14 zu Prita a : Z

G . v2 ,

Wenn ein Diener erweislich muthwillig und leichtſin⸗
nig Schulden kontrahirt , ohne andere Mittel zu deren Be⸗

zahlung , als ſeinen Gehalt zu beſitzen , ſo ſoll zwar in der

Regel das angeordnete Correctionsverfahren beobachtet
werden . Da indeſſen das Intereſſe und die Sicherheit des

Dienſtes die ſchleunige Entfernung eines ſolchen Dieners

von feiner Stelle erfordern kann , ſo ſoll in ſolchen drins

genden Faͤllen nach Befund der Umſtaͤnde und des Grads

der Schuld ſogleich eine Verſetzung in deterius ſtatt Teoh
koͤnnen .

§. 13.

Gegen : unverträͤgliche Diener, die fih in den verſchie⸗
5 denen Dienſtverhaͤltniſſen , in denen ſie ſtanden , durchaus

alg unvertraͤglich erwieſen haben, kann nach Anwendung
der Correctionsverſuche , der wirklichen Entlaſſung noch
ein weiterer Verſuch durch Weſeceng auf einen geringern

Dienſt vorangehen . g

§. 14 .

In allen oben erwaͤhnten Faͤllen, worin Dienſtentlaſ
ſung und Verſetzung in deterius erkannt werden kann ,

entſcheidet das Großherzogliche Staats Miniſterium .

Ueber das dem beſchuldigten Staatsdiener zur Laſt ge⸗

legte Vergehen muß , wenn er vorerſt mit ſeinem ſchriftli⸗
chen Entſchuldigungs⸗und Rechtfertigungs⸗ Gruͤnden ord⸗

nungsmaͤßig gehoͤrt worden iſt , ein ſchriftlicher Vortrag
bey der demſelben unmittelbar vorgeſetzten Adminiſtrativ⸗
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ſtelle erſtattet werden . Der durch Stimmenmehrheit ge —

faßte Beſchluß iſt mit motivirtem Antrag , wenn

1) der Staatsdiener einer Mittelbehoͤrde untergeordnet

ift , der hoͤhern Adminiſtrativ - Behoͤrde , und von die⸗

ſer mit weiterm Antrag dem Großherzoglichen

Staatsminiſterium , wenn er aber

2 ) einer obern Behoͤrde zunaͤchſt ſubordinirt iſt , ſogleich

von dieſer obern Behoͤrde dem Großherzoglichen

Staats Miniſterium zur endlichen Entſcheidung vor⸗

zulegen.

Ini GroßherzoglichenStaats⸗Miniſterium muß nach
Auhörung eines aufgeſtellten Referenten und Correferen⸗

ten der Beſchluß durch Stimmenmehrheit gefaßt , und

die hoͤchſte Entſchließung daruͤber eingeholt werden .

§. 15 .

Wenn der Beſchluß des Staats - ⸗Miniſteriums auf

Dienſt⸗Entlaſſung ausfaͤllt , ſo ſoll von demſelben je⸗

desmal ſogleich ein Gutachten beygefuͤgt werden : ob

dem zu entlaſſenden Staatsdiener , oder ſeiner Familie

ein Suſtentationsbeytrag , und von welchem Betrage , zu

bewilligen ſeyn duͤrfte .
e

Dieſer Suſtentations⸗ Beytrag fot in. feinem Fall

die Haͤlfte desjenigen Ruhegehalts uͤberſteigen , welchen
der zu entlaſſende Staatsdiener nach ſeinen Dienſt⸗

jahren zu erwarten gehabt haͤtte, wenn er wegen un⸗

verſchuldeter Oienſtunföhigkelt in Pentone geſetzt
waͤre.

F , ; § . 16 . ena ;

Wenn ein Staatsdiener , der nach vorgegangener

bienftpotizentiderSaum und nach Beſchluß der

oberſten

|
|
|
|i
i
|

——

eeS.
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oberſten Staatsbehoͤrde weg Dienſtverbrechen vor Ge⸗

richt geſtellt worden iſt , durch das Hofgerichtliche Er⸗

kenntniß zwar nicht zur Dienſtentſetzung geeignet , aber

auch nicht fuͤr unſchuldig erklaͤrt wird , ſo ſollen die Un⸗

terſuchungsAkten an die ihm unmittelbar vorgeſetzte ad⸗

miniſtrativſtelle abgegeben , und wenn ein geſetzlicher
Grund zu ſeiner Entlaſſung , oder zur Anwendung eines

weiteren Verbeſſerungsverſuchs vorliegt , von dieſer das

fuͤr ſolche aes vorgeſchriebene Verfahren eingeleitet
werden .

Ta
Ne a7 ; ;

Wenn ſich ein Staatsdiener durch ein Verbrechen ,

welches keine Beziehung auf ſeine Dienſtverhaͤltniſſe hat ,

eine peinliche Strafe zuzieht , welche in einer Zucht⸗
oder Correctionshaus - oder in einer andern , dieſer
nach den geſetzlichen Beſtimmungen gleichkommenden
Strafe beſteht , ſo hat ſolche zugleich auch die Dienſt⸗
entlaſſung zur Folge , die aber nur von der hoͤchſten

Verwaltungsbehoͤrde auf das Gutachten der Juſtizſtelle
uͤber die Natur eines ſolchen Verbrechens Ausgeſroche
werden fann,

FEeEꝗgs ſind jedoch in ſolchen ålen jeveëmal von T
Juſtizſtellen, den ſchon fruͤher beſtehenden Verordnun⸗
gen gemaͤß, die Unterſuchungs⸗Akten mit projcktirtem
Urtheil , vor deſſen Eroͤfnung an die obiteStaatsbe⸗
hoͤrde einzuſenden.
F i Megin der

E

Ufendern Dienſtvergehen der Verrech⸗

ner wird eine beſondere Verordnung nachfolgen , welche

als Wieeemie Theil gegenwürtigen Editts angeſehen

erpen.: T a

kaher 19 : ;
;

Die in aoi dae Verordnung hollenen Vor⸗

ſchriften wegen Zuruheſetzung, Penſionirung und Ent⸗

GLandſt. Verfaſſ .
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laſſung der Diener ſind auchauf die vermoͤge des Reichs⸗

deputations - Rezeſſes vom 25 . Februar 1803 oder ver⸗ pr

moͤge beſonderer Staatsvertraͤge uͤbernommenen Diener

anwendbar„jedoch mit der Modification , daß ihre Pen⸗ 2

ſion oder ibr Ruhegehalt durch die Anwendung des ge⸗

3 ſetzlichen Tarifs auf ihren ganzen Gehalt , nicht unter den

Betrag derjenigen Beſoldung fallen darf , in deren Beſitz
fiean dem als Normaltag beſtimmten 24 . Auguſt 1802

ſich befanden , oder womit ſie resp . uͤbernommen wurden.
Bey Berechnung ihrer Dienſtjahre werden "fore. in

den angefallenen Randen , mit denen ſie übergegangen
find geleiſteten Dienſte in der Art beruͤckſichtigt, daß der

Anfangstermin ebenfalls in Gemaͤßheit des §. 4. nach bem ;

S
eie ARSO ? Parait oder Le ee wird.

~
15 Şo adi z

? Sg
He tyes

;
Enr

$o
Borforoungsgeherte fùr Dieners⸗ Wittwen

i und Waiſen . À i

> Ë See Wittwe eines verſtorbenen weltlichen Staats⸗
dieners , welcher in dem Witwenfiscus immatriculirt war ,
ſoll , ohne Unterſchied , ob der Verſtorbene ſich in Dienſt⸗

ihatigkeit oder in Dienſtruhe befand , nebſt dem aus der

geſellſchaftlichen Wittwen⸗Caſſe ihe ſtatutenmäßig ge⸗
buͤhrenden Wittwen⸗Benifizium, noch fünfzig Prozent
yon dem Betrag dieſes Beniſiziums als Penſton erhalten,
und fúr die aug der Ehe mit dem verſtorbenen “ Diener

o n erzeugten Kinder bis zu vem unten feftgefegten Alter derfel p
ben , einen Zuſchuß, der fuͤrjedes Kind auf 20 Prozent |

I
von dem Betrage jenes Benefiziums beſtimmt wird . 4o l

Bey Verechnung der Penſion und dieſes Zuſchuſſes

wird das Wittwen⸗Benefizium nach dem gegenwaͤrtigen
Verhaͤltniß von 11 fl . auf 1

Autem Beytrag snoi
derlich⸗ Aagenenes, Enon Ir TOENGA

'
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.
Lebt die Wittwe des verſtorbenen Etaatöbieners

nicht mehr , oder ſtirbt dieſelbe , ehe ſaͤmmtliche hinter⸗
bliebene Kinder das unten feſtgeſetzte Alter erreicht haben,
ſo ſoll jedes Rind , welches das Penſions - Alter noch
nicht üuͤberſchritten hat; eine Penſton von 30 Prozent vom

oue begrE „Beneſiziums erhalten ,
aee 22 .

Die abiret"einer Wittwe dauert nur fuͤr die jih
ihres Wittwenſtandes ; jene der Kinder , ſo wie die Zu⸗
ſchuͤſſe fuͤr die Kinder bis

agn i deltzke astin Lebens⸗

Sabr eRe ;
Si ?

i 5 23 .
Aus dem bisherigen Penſionsfond ſoll ein außer⸗

ordentlicher Unterſtuͤtzungsfond ausgeſchieden der
jedoch 25000 fl. nie uͤberſteigen darf . sa

Dieſer außerordentliche Fond ſoll , ſo weit die Ie
einzelne Landestheile oder einzelne Claſſen beſtehenden be⸗

ſondern Stiftungs s oder fonftige Unterſtützungsfondsnicht reichen , verwendet werden:
1) Zur unterſtützung fúr aͤltere nahrungsloſe letigeToͤchter verſtorbener Civildiener,

2 ) fuͤr aͤltere Soͤhne ſolcher Diener , in ſo ferne ſie bey
unverſchuldeten Erwerbs⸗ und Arbeitsunfaͤhigkeit
nothwendig einer Unterſtuͤtzung beduͤrfen,

) für Wittwen , deren Maͤnner ſich im Staatsdienſt
beſonders ausgezeichnet und allgemein anerkannte

Verdienſte um den Staat erworben haben ,
4) fúr Wittwen, die nach ven individuelen Verhaͤlt⸗

niſſen ihrer verftorbenen Gatten einer ihrem Stande
;

angemeſſenen weitern Unterſtuͤtzung beduͤrfen.
§. 24 .

Die außerordentlichen Unterſtuͤtzungen die nach Abſ . 1.

2 . und
4

4 . des vorſtehenden §, ftatt finden , werden nur fúr fo
G 2
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lange als bewilligt betrachtet , als nicht in den Vermoͤgens⸗ a
Umſſtanden der Perſonen , denen ſie ertheilt wurden , eine

ſolche Verbeſſerung engetreten iſt , wodurch der Grund der
Bewilligung hinwegfaͤllt .

Keine Wittwen⸗ Penſion ſoll kuͤnftig einſchließlich oa

des Bezugs aug der Wittwen⸗Caſſe, aber ausſchließlich
der Zuſchuͤſſe fur die Rinder , die Summe von 1500 fl . l K

überſteigen. kai

Gearhen Karkaruhe
anë

Faofien
Jaͤnner 1819. K
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Fudt . Ș. A. Wielandt.
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